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Antrag 32/I/2018 FA VII - Wirtschaft, Arbeit, Technologie

Ausbildungssituation in Berliner-Startup-Wirtschaft verbessern

Beschluss:

Die sozialdemokratischen Mitglieder des Senats und des Abgeordnetenhauses von Berlin werden aufgefordert, folgende For-

derungen umzusetzen:

 

Ausbildungssituation in Berliner-Startup-Wirtschaft verbessern Wir fordern Wirtschafts- und Sozialpartner, Politik und Ver-

waltung der Stadt Berlin dazu auf, alles dafür zu tun, damit sich mehr junge innovative Unternehmen für die Ausbildung des

Fachkräftenachwuchses engagieren und die Voraussetzungen dafür erfüllen.

 

Ausbildung in Startup-Betrieben

Die im Bundesvergleich geringe Beteiligung Berliner Unternehmen an der Ausbildung steht im Zusammenhangmit der hiesi-

gen Betriebsstruktur: sie ist nicht nur kleinbetrieblich, sondern weist zudem kurze Lebenszyklen und hohe Fluktuation auf. In

einer so jungenUnternehmenslandschaft ist die Tradition der dualen Ausbildung nur schwach verankert. KleineUnternehmen

erfüllen einerseits häufig nicht die fachlichen und formalen Anforderungen an Ausbildungsbetriebe - sie benötigen Lösungen,

um den Anforderungen gerecht zu werden. Andererseits sind ihnen häufig die erheblichen Gestaltungsspielräume bei der Be-

rufsausbildung nicht bekannt - hier lassen sich durch Information und Beratung vermeintliche Hürden aus demWeg räumen.

Wir fordern deshalb einen Dreiklang in der Ausbildungspolitik des Senats:

• Gemeinsammit denWirtschafts- und Sozialpartnern junge Unternehmen umfassend über die Chancen der Berufsaus-

bildung für die eigene Fachkräftesicherung informieren und mit finanzieller Förderung gezielt ermuntern, selbst auszu-

bilden,

• Unterstützungsmöglichkeiten entwickeln und anbieten, damit junge Unternehmen den der Qualitätssicherung in der

Berufsausbildung dienenden Regeln gerecht werden,

• mit finanzieller Förderung gezielt kooperative Ausbildungsformen (“Verbünde”) stärken, um kleinen Unternehmen die

Ausbildungsbeteiligung zu erleichtern.

 

Gemeinsammit Start-ups soll ermitteltwerden, inwelchenAusbildungsbereichen verstärkt ausgebildetwerden soll, um ihren

künftigen Fachkräftebedarf zu decken. Die Initiativen sollten flexibel genug sein, den schnellen Änderungen in der digitalen

und kreativenWirtschaft proaktiv zu begegnen.

 

Verbundausbildung In der Verbundausbildung agieren bisher überwiegend große ausbildungserfahrene Unternehmen als

Leitbetriebe. Sie tragen im Verbund diejenigen Bausteine einer Berufsausbildung bei, zu denen kleinere Betriebe aus Grün-

den ihres jeweils eingeschränkten Geschäftsfeldes nicht in der Lage sind. Die Verbundausbildung in dieser Form hat sich bun-

desweit bewährt, verharrt aber dennoch auf einem relativ niedrigen quantitativen Niveau und wird für die Einbeziehung von

Start-ups in die Berufsausbildung kaum genutzt. Es gilt, die fachlichen, organisatorischen und finanziellen Voraussetzungen

für die Verbundausbildung zu schaffen und sie auszubauen. Dies geschieht entweder in Ausbildungskonsortien oder gemein-

sammit Leitbetrieben.

 

Berlin brauchtAusbildungskonsortienund Leitbetriebe inderVerbundausbildungDerAusbauderVerbundausbildung inBerlin

kann nur gelingen, wenn sich Ausbildungskonsortien junger Unternehmen dieser Aufgabe stellen und Leitbetriebe zur Verfü-

gung stehen. DieGründung vonAusbildungskonsortienmuss angestoßen und begleitetwerden. Potenzielle Leitbetriebemüs-

sen gezielt angesprochen und entwickelt werden. Dies ist mit Aufwand (Organisation des Verbundes) und Risiken verbunden.
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Deshalb bedarf es in der Startphase finanzieller Unterstützung in Form einer Anschubfinanzierung und gegebenenfalls orga-

nisatorischer Hilfe. Dies kann in der Form eines Pilotprojektes im Rahmen der Richtlinien zur Förderung der Berufsausbildung

im Land Berlin erprobt werden.

 

Landeseigene Betriebe als Vorbilder aufbauen Viele landeseigene Unternehmen verfügen über eigene Ausbildungswerkstät-

ten mit hochwertiger Ausstattung. Die Stadt Berlin soll mit ihren landeseigenen Betrieben als gutes Beispiel vorangehen und

sie zu Leitbetrieben in der Verbundausbildung aufbauen. Aus haushaltsrechtlichen Gründen müssen eventuelle finanzielle

Mehrbedarfe durch die jeweils zuständige Senatsverwaltung sichergestellt werden.

 

Förderung von Start-ups Start-ups, die für ihre Berufsausbildungmit einem Leitbetrieb, anderen Betrieben, überbetrieblichen

Berufsbildungsstätten, freien Trägern, schulischen oder hochschulischen Einrichtungen als Verbundpartner kooperieren, kön-

nen bereits jetzt die Berliner Landesförderung für die Verbundausbildung nutzen. Für Startups und kleine Unternehmen ge-

nerell stellt die Finanzierung von Ausbilderkapazitäten eine Hürde dar. Es ist zu prüfen, ob zusätzlich dazu in einer Pilot-Phase

junge Unternehmen einmalig finanziell gefördert werden können, wenn sie innerhalb der ersten Jahre nach der Gründung

entweder selbst ausbilden oder sich als Kooperationspartner an einer Berufsausbildung eines anderen Betriebes beteiligen.

Eine solche Regelung sollte auf einen Zeitraum von 3 Jahren befristet werden.

 

Externes Ausbildungsmanagement, organisatorische Unterstützung, Ausbildungspersonal Gerade in der Startphase ist der

Organisationsaufwand für die eigenständige Berufsausbildung und für die Verbundausbildung hoch. Hierfür müssen in hin-

reichendem Maße Unterstützungsleistungen entweder durch einen Kooperationspartner oder einen externen Dienstleister

zur Verfügung gestellt und finanziert werden.

Nach den geltenden Rechtsvorschriften des Bundes für die Berufsbildung müssen auch kleine, neugegründete Betriebe alle

Anforderungen an die Eignung eines Betriebes für die Berufsausbildung vollständig erfüllen. Dazu gehört auch, dass der Aus-

bildungsbetrieb fachlich und pädagogisch geeignetes Ausbildungspersonal beschäftigt. Dies ist oft noch nicht der Fall.

 

Der Senat wird aufgefordert den Ausbau der Aus- und Weiterbildung von AusbilderInnen zu initiieren und zu fördern. Die

Aus- undWeiterbildung der AusbilderInnenmuss einen besonderen Schwerpunkt auf die Vermittlung digitaler Kompetenzen

legen. Für eineÜbergangszeit soll jungenUnternehmendieMöglichkeit eröffnetwerden, Ausbildungspersonal auch inNeben-

beschäftigung (z.B. ehemalige Ausbilder im Ruhestand oder Ausbilder aus anderen Unternehmen) zu rekrutieren. Dies kann

im Rahmen von Kooperationsnetzwerken vorangetrieben werden. Ziel dabei ist, Fachwissen und zur Ausbildung qualifiziertes

Personal in diesen Unternehmen aufzubauen und gleichzeitig die Qualität der Ausbildung sicherzustellen.

 

Die Ausbildungsberatung der Kammern hat auch eineQualitätssicherungsfunktion: Betriebemüssen auch nach Zulassung als

Ausbildungsbetrieb in regelmäßigenAbständen imHinblick aufdieQualität ihrer Berufsausbildungüberprüftwerden.Dies gilt

auch für die Berufsausbildung in der Verbundausbildung und in Kooperationsnetzwerken. Die Beratung soll hier mit gezielten

Informationen über die Fördermöglichkeiten für Verbundausbildung, für Ausbildungsbetriebe sowie gegebenenfalls für die

Verbesserung der Ausbildungsqualität (z.B. durch Qualifizierung des Ausbildungspersonals) verbunden werden.

 

Förderung von Ausbildungskooperationen in Verbünden Die an der Berufsbildung Beteiligten sollen aktiv Ausbildungskoope-

rationen anregen und deren Umsetzung fördern. Dies kann z.B. durch öffentliche Veranstaltungen, Netzwerktreffen, Betriebs-

besuche geschehenundauf derGrundlage positiver Erfahrungender Verbundausbildung inAusbildungskooperationen erheb-

lich verstärkt werden. In Ausbildungskooperationen sollen auch Leitbetriebe als Vertragspartner der Auszubildenden agieren.

Sie tragen dann die übergreifende Verantwortung für die gesamte Berufsausbildung. Sie kann in diesem Fall auch weiterge-

führt werden, wenn ein Start-up als Kooperationspartner ausfällt. Dabei muss aber gewährleistet sein, dass der Leitbetrieb

rasch auf einen Ersatzbetrieb im Verbund-Netzwerk zurückgreifen kann.
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Regelmäßig soll öffentlich über die Erfahrungen mit der Verbundausbildung informiert werden, um das Modell bekannt zu

machen und mehr Betriebe einzubeziehen.

Überweisen an

AH Fraktion, Senat

Stellungnahme(n)

Stellungnahme der AH-Fraktion 2020 (AK VIII)

Antwort: Es wurde mit dem Programm „Ausbildungsplätze sichern“ ein eigener Schutzschirm für Ausbildung auf Bundesebe-

ne beschlossen. Eine Variante der Verbundausbildung im Berliner Ausbildungsplatzprogramm ist, dass zusätzlich die Platzzahl

vom Berliner Senat verdoppelt wurde. (S. Drucksache 18/288512.08.2020: Überweisung des Antrags der Fraktion der FDP: Ver-

bundausbildung inBerlin stärken! - andenAusschuss für Integration,Arbeit undSoziales.TO: 29.10.2020 (57. Ausschusssitzung).

Die Beratungen der SPD-Fraktion zum Thema Verbundausbildung stehen noch aus.

 

Stellungnahme der AH-Fraktion 2020 (AK IV):

Der Antrag richtet sich nur teilweise an den BereichWirtschaft.  
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